
der Arzneimittel durch die jüngste Gesundheitsreform struk-
turell verbessert wurde. 

Das GMG führte zum Jahresbeginn 2004 ein Bündel von
Maßnahmen ein, die allesamt das Ziel hatten, die Ausgaben der
gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) zu begrenzen:
• Erhöhung des Herstellerrabatts zu Gunsten der GKV von 6
auf 16 Prozent,
• Änderung der Arzneimittelpreisverordnung für Apotheken
und Großhandel,
• Erhöhung der Zuzahlung der Patienten,
• weitest gehende Ausgrenzung verschreibungsfrei erhältlicher
Arzneimittel aus der Erstattungsfähigkeit und
• Wiedereinführung der Möglichkeit, Festbeträge für Analog-
präparate zu bilden.
Gleichzeitig wurde das faktische Preismoratorium für fest-
betragsfreie Arzneimittel bis Ende 2004 festgeschrieben.

Die Verordnungszahlen des ersten Halbjahres 2004 scheinen
den Erfolg des Maßnahmenbündels eindrucksvoll zu belegen:
Gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum gingen die
Verordnungszahlen um 27,4 Prozent zurück, die Brutto-
ausgaben (Ausgaben zu Apothekenverkaufspreisen) um 10,3
Prozent, die Nettoausgaben der gesetzlichen Krankenkassen gar
um 14,2 Prozent. Gleichzeitig stiegen die Zuzahlungen, die die
Patienten zu leisten hatten, um 64,8 Prozent. 

Erfolg auf der ganzen Linie also? Nicht ganz, denn die vor-
dergründigen Erfolgszahlen verdecken, dass die Rückgänge
überwiegend nicht auf strukturelle Verbesserungen, sondern
auf Einmaleffekte zurückzuführen sind, die sich in den Folge-
jahren nicht mehr wiederholen werden. 

Ausgrenzung rezeptfrei erhältlicher Präparate: Beginnen wir
mit der Maßnahme, die wohl die meiste negative Publizität bei
den Patienten erreicht hat: die Ausgrenzung der nicht verschrei-
bungspflichtigen Präparate aus der Erstattungsfähigkeit. Mach-
ten diese Produkte im ersten Halbjahr 2003 noch 9,3 Prozent

der (Brutto-)Ausgaben der Krankenkassen aus, ist dieser Anteil
seit Anfang 2004 auf nur noch 3,6 Prozent gesunken. Dadurch
sparten die Kassen im ersten Halbjahr 2004 circa 710 Millio-
nen Euro ein, die nun allein von den Patienten getragen wer-
den. Langfristig stellt sich die Ausgrenzung als einmalige Ab-
senkung des GKV-Ausgaben-Niveaus dar. Die hier erzielbaren
Einsparungen sind mit der rückläufigen Ausgabenentwicklung
im Jahr 2004 nun „verfrühstückt“, eine positive Auswirkung
auf die weitere Ausgabendynamik wird es nicht mehr geben.

Kostensprung vor der Reform. Beschränken wir uns also im Fol-
genden auf den Markt der rezeptpflichtigen Medikamente. Sie

machten bereits vor dem GMG über 90 Prozent der GKV-Arz-
neimittelausgaben aus. Ihr Anteil erhöhte sich im ersten Halb-
jahr 2004 auf 96,4 Prozent. Blendet man den Einspareffekt der
Arzneimittelausgrenzung aus, dann zeigt sich, dass der Rück-
gang der Bruttokosten hier erheblich geringer ausfällt als im
Gesamtmarkt. Gegenüber dem ersten Halbjahr 2003 wurden
im ersten Halbjahr des vergangenen Jahres 500 Millionen Euro
weniger ausgegeben, mithin 4,7 Prozent weniger. Wie bei jeder
größeren Reform – man denke an die von Norbert Blüm und
die von Horst Seehofer – war im Dezember 2003 jedoch zu be-
obachten, dass die Verordnungszahlen und mit ihnen die Kos-
ten vor dem Inkrafttreten massiv in die Höhe schnellten: Ge-

genüber dem zu erwartenden Wert fielen für die Kassen im De-
zember 2003 Mehrkosten von rund 630 Millionen Euro an. 

Betriebswirtschaftlich ist das zugrunde liegende Konsumen-
tenverhalten rational. Die zu Anfang 2004 beobachteten Ver-
ordnungsrückgänge stellen sich nun jedoch als Vorzieheffekte
des GMG dar. Dies ist ein zweiter, diesmal indirekter Einmal-
effekt der gesetzlichen Maßnahmen, der ausschließlich die Fi-
nanzsituation des Jahres 2004 entlastet hat. Rechnet man die-
sen Effekt heraus, ergibt sich im ersten Halbjahr 2004 statt
eines Kostenrückgangs eine Steigerung um 132 Millionen Euro
gegenüber dem ersten Halbjahr 2003 (+1,2 Prozent). 

Trend zu Großpackungen. Diese Steigerung geht mit einer spür-
baren Verschiebung hin zu größeren Packungen einher, die aus
Sicht der Patienten ebenfalls wirtschaftlich rational ist. Abgese-
hen davon, dass die Zuzahlung zu Großpackungen nach wie
vor relativ geringer als bei kleineren Packungen ist, können sie
bei geschickter Planung auch die Praxisgebühr vermindern hel-
fen. Während im ersten Halbjahr 2004 die Packungszahl in der
um den Vorzieheffekt bereinigten Darstellung noch mit minus
4,8 Prozent rückläufig ausfällt, ist die Zahl der verordneten
Tagesdosen um immerhin 2,1 Prozent gestiegen.

Was bedeutet dies nun für das Jahr 2005? Der Mengenrück-
gang im Jahr 2004, der überwiegend auf die rezeptfreien Präpa-
rate zurückzuführen war, ist nun passé. Der Sockel des Jahres
2004 spiegelt, bedingt durch den Vorzieheffekt Ende 2003,
nicht den wahren Bedarf der Bevölkerung an Arzneimitteln
wieder, er liegt vielmehr zu niedrig. Geht man von der Annah-
me eines mit dem Vorjahr vergleichbaren Verordnungsumfangs
aus, ist unter Berücksichtigung des Sockeleffektes zu erwarten,
dass die Zahl der verordneten Arzneimittelpackungen im Jahr
2005 um rund 4 Prozent steigen wird. 

Sinkendes Preisniveau dank Festbeträgen. Und wie sieht es an
der Preisfront aus? Positiv ist zu vermerken, dass die Preise ge-
sunken sind. Dies ist im Wesentlichen auf die zum 1. April
2004 eingeführten Festbeträge sowie auf ein faktisches Preis-
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it dem Gesetz zur Modernisierung der gesetzlichen
Krankenversicherung (GMG) verfolgte die Politik
das Ziel, nicht nur kurzfristig denkend in Klein-

Klein-Manier an Symptomen herumzudoktern, sondern
Strukturen dauerhaft zu verändern. Die Rahmenbedingungen
im Gesundheitsmarkt sollten so gestaltet werden, dass „Nach-

haltigkeit“ gewährleistet ist. Für eine Reihe von gesetzlichen
Maßnahmen, die auf den Pharmamarkt zielen, gilt es nun, ih-
re Koordinaten zwischen kurzfristiger Kostendämpfung und
mittelfristiger Steuerung der Marktentwicklung zu bestim-
men. Auf der Grundlage aktueller Verordnungszahlen geht
dieser Beitrag der Frage nach, inwieweit der Leistungsbereich

Arzneimittelausgaben

Die Kostenbremse    klemmt
Erst seit wenigen Monaten kann sich die Politik über deutlich sinkende Arznei-
mittelausgaben der Krankenkassen freuen. Doch die gute Stimmung könnte bald
kippen: Schon in diesem Jahr droht ein neuer Kostenschub bei Pillen und Pasten
von bis zu drei Milliarden Euro. Von Jürgen Klauber und Gisbert W. Selke

M

Die Kassenausgaben für
Arzneimittel sind im Jahr 2004
deutlich zurückgegangen. 
Ein Erfolg auf der ganzen Linie?
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sich allein auf den verschreibungspflichtigen Markt. Kosten-
trächtige Verschiebungen vom rezeptfreien zum rezeptpflich-
tigen Segment sind hier nicht berücksichtigt.) Allein eine
Strukturkomponente dieser Größenordnung treibt die Brutto-
kosten bereits um fast 2 Milliarden Euro jährlich in die Höhe.

Dabei sind die Krankenkassen im Jahr 2004 noch glimpflich
davon gekommen. Seit 2003 sind die ersten Statine (Cho-
lesterinsenker) – Vertreter einer Arzneimittelgruppe mit großer
Marktbedeutung – generisch verfügbar. Die dadurch aus-
gelösten Marktverschiebungen kamen im ersten Halbjahr 2004
erstmals voll zum Tragen und haben die Strukturkomponente
deutlich gebremst. Ohne diese Sonderentwicklung, die mit
dem GMG aber nichts zu tun hat, hätte die Struktur-
komponente noch um einen vollen Prozentpunkt höher
gelegen. Auch im Jahr 2004 sind wieder einige Arzneimittel
patentfrei geworden. Weitere Patentausläufe stehen an. Dies
lässt hoffen, dass die Strukturkomponente auch im Jahr 2005
wieder entsprechend abgeschwächt wird. Indes besteht für
Hoffnungen, dass sie nennenswert unter die erwähnten 9,2
Prozent sinken wird, kein Grund.

Bruttokosten werden steigen. Aufgrund der Entwicklungen bei
der Menge (+ 4,0 Prozent bei konstantem Verordnungsgesche-
hen), den Preisen (–2,3 Prozent als Resultante von Preisanhe-
bungen und Festbetragseffekten) und der Marktstruktur (+9,2
Prozent vergleichbar der Entwicklung in den Vorjahren) ist da-
von auszugehen, dass 2005 die Bruttokosten um 10,9 Prozent
steigen werden. Dies entspricht rund 2,2 Milliarden Euro.

Unmittelbar relevant sind für die GKV-Ausgaben freilich
nicht die Brutto-, sondern die Nettokosten, die sich nach
Abzug von Zuzahlungen und Rabatten ergeben.

• Zuzahlungen: Die Zuzahlungen der Patienten sind, wie
eingangs erwähnt, seit Anfang 2004 deutlich in die Höhe ge-
gangen. Sie machen nun rund 11,6 Prozent des Brutto-Kosten-
volumens aus. Eine Änderung der Regelung ist für das Jahr
2005 nicht geplant. Aus den bisher vorliegenden Ist-Zahlen für

das erste Halbjahr geht allerdings nicht hervor, in welchem
Maße die erhöhten Zuzahlungen zu finanziellen Überforderun-
gen der Patienten führen werden. Da die Überforderung an-
hand eines jahresbezogenen Schwellenwertes festgestellt wird,
ist mit dem Großteil der Befreiungen erst nach Ende des ersten
Halbjahres zu rechnen. Einige Krankenkassen berichteten da-

her auch alarmiert von einem dramatischen Anstieg der
Befreiungsanträge etwa ab August 2004. In dem Maße, wie Be-
freiungen die betroffenen Versicherten entlasten, erhöhen sie
jedoch die Ausgaben der Krankenkassen. Eine seriöse Schät-
zung der Belastung der GKV ist aufgrund der bisher vorliegen-
den Zahlen noch nicht möglich.

Unabhängig von der endgültigen Bestimmung der Höhe des
Zuzahlungsanteils muss davon ausgegangen werden, dass sich
dieser Anteil am Brutto-Kostenvolumen in den Jahren 2004
und 2005 nicht nennenswert verändern wird, da die gleichen
gesetzlichen Regelungen gelten. Mit anderen Worten: Hier sind
keine Effekte zu erwarten, die zu einer von der Bruttoausgaben-
entwicklung abweichenden Nettoausgabenentwicklung führen.

• Rabatte zugunsten der Krankenkassen: Bei den Rabatten sind
mehrere Segmente zu berücksichtigen. Zunächst sind die
Großhandelsrabatte seit Anfang des Jahres 2004 weggefallen.
Die Wirtschaftlichkeitsreserven, die bisher beim Großhandel
bestanden und die durch das Beitragssatzsicherungsgesetz
2003 als Rabatte zugunsten der GKV abgeschöpft worden wa-
ren, sind bei der Neuregelung der Arzneimittelpreisverordnung
berücksichtigt worden. Die bisherigen Rabatte wurden dabei
in eine Absenkung der Großhandelsmargen umgemünzt. Netto

moratorium bei den festbetragsfreien Arzneimitteln zurück-
zuführen. Letzteres ist jedoch Ende 2004 ausgelaufen.

Zur Erläuterung: Mit dem Beitragssatzsicherungsgesetz trat
ab Januar 2003 eine geänderte Regelung für den Herstellerra-
batt in Kraft. Erhöhte ein Arzneimittelhersteller seinen Abgabe-
preis, erhöhte sich der an die Kassen zu leistende Rabatt auto-

matisch um diesen Betrag. Diese Regelung kommt einem Preis-
moratorium gleich und wurde bis Ende 2004 beibehalten.

Doch welche Preiserhöhungen setzen nach dem Auslaufen
des Preismoratoriums im Jahre 2005 ein? Ein Blick zurück in
die Geschichte des Arzneimittelmarktes hilft, um die mögliche
Sintflut von Preisanhebungen einzuschätzen: Nachdem die von
der konservativ-liberalen Regierung 1993 verfügte Ruhe an der
Preisfront beendet war, hoben die Hersteller ihre Preise zu An-
fang 1995 im festbetragsfreien Markt im Schnitt um 2,4 Pro-
zent an. Setzt man diesen Wert als konservative Schätzung für
die zu erwartenden Preiserhöhungen im festbetragsfreien Markt
im Jahr 2005 an, dann bedeutet dies eine jährliche Kosten-
steigerung um rund 320 Millionen Euro. 

Diesen Preisanhebungen im festbetragsfreien Markt stehen
indes Ausgabensenkungen durch mehrere Tranchen neuer Fest-
beträge gegenüber. Besonders wichtig ist hier, dass nun auch pa-
tentierte Analogpräparate (Scheininnovationen) wieder einen
Festbetrag erhalten können. In der Addition der angestrebten
Potenziale, die die GKV-Spitzenverbände für die einzelnen
Tranchen prognostiziert haben, ergeben sich im Jahr 2005 zu-
sätzliche Einsparungen in Höhe von rund 770 Millionen Euro
(bezogen auf die Bruttokosten). Saldiert wirken sich die zu er-
wartenden Preisänderungen demnach als Einsparung von 450

Millionen Euro auf die Bruttokosten aus (770 Millionen Spar-
potenzial Festbeträge minus 320 Millionen Preisanhebung).
Dies entspricht einem zu erwartenden Preisrückgang von 2,3
Prozent im Gesamtmarkt. Für die Kassenhaushalte bedeutet
dies eine Entlastung von 406 Millionen Euro netto, das heißt
nach Abzug der Zuzahlungen und der gewährten Rabatte.

Veränderte Vergütung für Apotheker. Unabhängig von der
Preispolitik der pharmazeutischen Hersteller hat die neue Arz-
neimittelpreisverordnung die Preise der einzelnen (rezeptpflich-
tigen) Medikamente wesentlich verändert. Statt eines degressiv
gestaffelten prozentualen Aufschlags erhält der Apotheker seit
dem GMG einen Fixbetrag von 8,10 Euro zuzüglich eines klei-
nen variablen Anteils in Höhe von 3 Prozent. Preiswerte Medi-
kamente wurden dadurch gegenüber der bisherigen Regelung
verteuert, teure hingegen verbilligt. Die neue Regelung, die den
früher bestehenden Fehlanreiz für Apotheker zur Abgabe mög-
lichst teurer Arzneimittel beseitigt hat, ist langfristig strukturell
sehr sinnvoll. Neben der zum 1. Januar 2005 erstmals wieder
realisierten Möglichkeit, patentierte Scheininnovationen in die
Festbeträge einzubeziehen, ist die neue Apothekenvergütung
die zweite GMG-Regelung, die eine dauerhafte Steuerungswir-
kung hat. Sie entfaltet aber kurzfristig kaum positive Effekte.
Im Gegenteil muss den mit dem GMG vorgeschriebenen Auf-
schlägen zunächst sogar eine kostentreibende Wirkung beschei-
nigt werden, weil sie die Einnahmen der Apotheker gegenüber
früher deutlich in die Höhe schnellen lassen. Geht man davon
aus, dass vorerst keine Korrektur der Arzneimittelpreisverord-
nung erfolgt, so ergeben sich im Jahr 2005 keine weiteren Ver-
schiebungen in diesem Bereich gegenüber dem Vorjahr. Das
Gleiche gilt für die Großhandelszuschläge.

Griff zu teuren Präparaten. Als eine der treuesten kosten-
steigernden Komponenten hat sich immer wieder die Ver-
schiebung hin zu teureren Präparaten (Strukturkomponente)
erwiesen. In den ersten beiden Quartalen des Jahres 2004 lag sie
konstant bei plus 9,2 Prozent. (Nota bene: Dieser Wert bezieht
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Der weitgehende Ausschluss rezeptfreier Arzneimittel aus der Erstattungsfähigkeit entlastete die Krankenkassen im ersten Halbjahr 2004 deutlich. 

Lag der Anteil der rezeptfreien Präparate am GKV-Arzneimittelmarkt im ersten Halbjahr 2003 noch bei 9,3 Prozent, sank er in den ersten sechs

Monaten des Jahres 2004 auf 3,6 Prozent. Quelle: WIdO

Rückgang im 1. Halbjahr
2004 gegenüber 1. Halb-
jahr 2003: 710 Mio. Euro
(entspricht 65%)

Bruttokostenanteil
1. Halbjahr 2003: 9,3%

Bruttokostenanteil
1. Halbjahr 2004: 3,6%
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Angesichts der bevorstehenden Gesundheitsreform wurden im Dezember 2003 Arzneimittel-Verordnungen mit einem Bruttoumsatz von  630 Millio-

nen Euro vorgezogen. Folge: ein kostensenkender Einmaleffekt im Jahr 2004. Quelle: WIdO

Vorzieheffekt im 
Dezember 2003: 
630 Millionen Euro
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Seit Anfang des Jahres ist das faktische
Preismoratorium vom Tisch. Hersteller
können wieder die Preise erhöhen
– ohne Rücksicht auf Kassenrabatte.

Immer mehr Patienten lassen sich von
den Zuzahlungen befreien – eine 
Zusatzbelastung für die Kassenhaus-
halte, die nur schwer zu kalkulieren ist.
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war diese Umstellung für Großhandel und GKV im Wesent-
lichen kostenneutral. 

Die Rabatte, die die Krankenkassen von den Apothekern er-
halten, wurden an die oben bereits dargestellte Fixzuschlags-
regelung angepasst. Der Rabatt beträgt nun 2 Euro je Packung.
Aus Apothekersicht ist dieser Betrag zu hoch angesetzt, weil die
insgesamt bundesweit gezahlte Rabattsumme jetzt höher aus-
fällt als bisher, obwohl der Betrag nach den Vorgaben des Ge-
setzes aufwandsneutral hätte sein sollen. Bei der Bewertung die-
ses Apotheker-Arguments ist allerdings zu berücksichtigen, dass
auch die neue Apothekenmarge durch die Fixzuschlagsregelung
wesentlich zu hoch ist.

In der Saldierung ergibt sich auch nach Abzug der Rabatte,
dass die Apotheker durch die neuen Regelungen finanziell deut-
lich besser gestellt sind als zuvor. Anpassungen der Rabatte nach
unten, die nach dem Gesetz möglicherweise vorzunehmen
wären, sollten daher auf jeden Fall im Zusammenhang mit

einer deutlichen Absenkung der zu hoch kalkulierten Apothe-
kenmargen diskutiert werden. Derzeit ist allerdings davon
auszugehen, dass sich im Jahr 2005 hier nichts ändern wird.

Dies steht ganz im Gegensatz zu den Rabatten, die die Arz-
neimittelhersteller der GKV geben. Dieser Rabattsatz lag im
Jahre 2004 bei 16 Prozent für festbetragsfreie Präparate. Mit
dem Ende des faktischen Preismoratoriums wurde der Satz zum
1. Januar 2005 auf 6 Prozent abgesenkt. Diese Rabattabsen-
kung wird im Jahr 2005 bei den Krankenkassen mit Mehr-
ausgaben von rund 900 Millionen Euro bzw. einer Ausgaben-
steigerungsrate von 4,7 Prozent zu Buche schlagen.

Steigerung der Nettoausgaben unausweichlich. Die Meldun-
gen über die Erfolge des GMG beziehen sich auf die beobach-
tete Ausgabenentwicklung im Jahr 2004. So sind die GKV-
Arzneimittelausgaben bis einschließlich Oktober 2004 im 
Vergleich zu 2003 um rund 2,1 Milliarden Euro gesunken. Da-
hinter stehen jedoch eine Reihe von Einmaleffekten, die sich
2005 nicht mehr positiv bemerkbar machen werden. 

Fasst man die für 2005 zu erwartenden Ausgabeneffekte zu-
sammen, dann gelangt man zu Nettoausgaben der Kranken-
kassen von rund 18,3 Milliarden Euro für verschreibungs-
pflichtige Arzneimittel im Jahr 2005 und damit zu voraussicht-
lichen Mehrausgaben von 2,8 Milliarden Euro im Vergleich zu
2004. Am meisten tragen hierzu die ungebremste Struktur-
komponente (+9,2 Prozent) und die Reduzierung des Herstel-
lerrabatts (+4,7 Prozent) bei. Insgesamt ist im Jahr 2005 mit
einer Ausgabensteigerung von 18,1 Prozent zu rechnen.

Natürlich wird diese Prognose am Ende nicht genau ein-
treffen. Doch der Analyseansatz mit konservativ geschätzten
Prämissen lässt eine zweistellige Ausgabensteigerung im Jahr
2005 als sicher erscheinen – ein Anstieg der GKV-Ausgaben in

Die Gesundheitsreform hat die
Arzneimittelausgaben nur kurzfristig
sinken lassen. Eine Kostendämpfung
auf Dauer ist nicht in Sicht. 

GLOSSAR
√ Apothekenrabatt: Die Apotheken geben den Kassen laut Gesetz

eine Art von „Großkundenrabatt“, der zurzeit auf 2 Euro je abgege-

bener Arzneimittelpackung festgesetzt ist.

√ Herstellerrabatt: Die Hersteller müssen den gesetzlichen 

Krankenkassen laut Gesetz einen Rabatt von 6 Prozent auf alle 

Arzneimittel gewähren, für die es keinen Festbetrag gibt. Für die

Dauer des Jahres 2004 war dieser Rabatt vorübergehend auf 

16 Prozent angehoben worden.

√ Mengenkomponente: Die Mengenkomponente beschreibt, 

welcher Anteil der Kostenentwicklung auf Veränderungen der Ver-

ordnungsmenge zurückzuführen ist. Sie informiert also darüber,

wie sich der Bruttoumsatz (siehe weiter unten) entwickelte, wenn

sich nur die Anzahl der verschriebenen Packungen änderte, Preise

und Marktstruktur jedoch konstant blieben.

√ Preiskomponente: Die Preiskomponente gibt an, welche Aus-

wirkung Preisänderungen auf die Arzneimittelkosten haben. 

√ Strukturkomponente: Die Strukturkomponente beschreibt, 

welchen Einfluss Marktverschiebungen auf den Bruttoumsatz aus-

üben. Sie gibt also an, wie sich die Ausgaben ändern würden, wenn

zwar die Gesamtzahl der Arzneimittelpackungen und die Preise

konstant blieben, aber Umschichtungen in der Nachfrage nach den

einzelnen Präparaten aufträten. Am wichtigsten sind hier zwei Ver-

schiebungen: die von teuren Originalpräparaten hin zu preiswerte-

ren Zweitanbieterprodukten (Generika), die sich kostenmindernd

auswirkt; und die zu neuen, in der Regel teureren Präparaten, die

oft jedoch keinen therapeutischen Zusatznutzen bieten.

√ Bruttoumsatz: Der Bruttoumsatz umfasst die Kosten (zu 

Apothekenabgabepreisen) für Arzneimittel, die zu Lasten der 

gesetzlichen Krankenkassen verschrieben werden.

√ Nettoumsatz: Der Nettoumsatz ergibt sich aus dem Bruttoumsatz,

indem man die Rabatte (Apothekenrabatt, Herstellerrabatt) und die

Zuzahlungen der Versicherten abzieht. Er gibt also an, wie stark die

gesetzlichen Krankenkassen tatsächlich belastet werden.

√ Analogpräparate: Viele der auf den Markt kommenden neuen

Wirkstoffe bieten keine neuen therapeutischen Möglichkeiten oder

Therapieverbesserungen, sie sind also nicht innovativ. Vielmehr

handelt es sich um minimale chemische Variationen bereits be-

kannter Moleküle. Solche Scheininnovationen werden als Analog-

präparate oder als Me-too-Substanzen bezeichnet. 

√ Festbeträge für Analogpräparate: Bei der Verschreibung kann ein

Arzt oft zwischen verschiedenen Analogpräparaten wählen, die 

wirkungsgleich sind, sich jedoch im Preis stark unterscheiden 

können. Zur Förderung des Preiswettbewerbs zwischen diesen 

austauschbaren Produkten war bereits 1989 gesetzlich bestimmt

worden, dass sie in Festbetragsgruppen zusammengefasst werden

können, für die ein einheitlicher Höchstbetrag von den Kassen 

erstattet wird. 1996 war diese Bestimmung auf Druck der Pharma-

industrie außer Kraft gesetzt worden, mit dem Gesetz zur Moderni-

sierung der gesetzlichen Krankenversicherung (GMG) wurde sie

2004 wieder eingeführt. Die ersten neuen Festbetragsgruppen nach

dieser Regelung sind zum 1. Januar 2005 in Kraft getreten.

P r o g n o s e : K a s s e n  w i e d e r  m e h r  b e l a s t e t
Voraussichtliche Entwicklung der Arzneimittel-
ausgaben der Krankenkassen im Jahr 2005

Nettoumsatz insgesamt
+ 2.800 Millionen 
Euro

Verordnungen

Preise

Strukturverschiebungen

Herstellerrabatte

+ 676 Millionen 
Euro

– 406 Millionen 
Euro

+ 1.622 Millionen 
Euro

+ 908 Millionen 
Euro

Bei allen Unsicherheiten einer Prognose: Die Nettoausgaben (Brutto-

kosten abzüglich der Zuzahlungen und der Rabatte) der Krankenkassen

für Arzneimittel dürften im Jahr 2005 in einer Größenordnung von 2,8

Milliarden Euro steigen – ein Plus von 18,1 Prozent im Vergleich zu

2004. Dies entspricht mehr als 0,2 Beitragssatzpunkten. Von den 2,8

Milliarden Euro Mehrbelastung entfallen 676 Millionen auf den zu er-

wartenden Anstieg der Arzneimittelverordnungen: 2004 war die Zahl

der Verordnungen durch Vorzieheffekte im letzten Quartal 2003 gesun-

ken. Rund 1,6 Milliarden Euro verursacht der Trend zu teuren Präpara-

ten und der verstärkte Griff zu Großpackungen (Strukturkomponente).

Die Absenkung des Herstellerrabatts führt zu zusätzlichen Kosten in

Höhe von 908 Millionen Euro. Ein Lichtblick dagegen: Arzneimittelprei-

se werden von den Herstellern zwar teilweise angehoben, doch dank

erweiterter Festbeträge kommt es dennoch zu einer Nettoentlastung

der Kassen bei den Preisen in Höhe von 406 Millionen Euro.

Quelle: WIdO; Datenbasis: GAmSi, 1. Halbjahr 2004

Anzeige

einer Größenordnung von 0,2 Beitragssatzpunkten, sollten
nicht noch hochwirksame gesetzliche Neuregelungen kommen. 

Damit bleibt die Gralssuche nach einer dauerhaften Struk-
tursteuerung weiterhin vergebens. Eine entsprechende Teil-
wirkung weisen nur zwei Neuregelungen des GMG auf. Zum
einen beseitigt die Fixgebühr für die Apothekenleistung Fehl-
anreize bei der Arzneimittelabgabe und entkoppelt die Apothe-
kenvergütung von der Strukturdynamik im Markt. Zum ande-
ren schafft die Einbeziehung patentierter Arzneimittel in die
Bildung von Festbetragsgruppen dauerhaft ergänzende Preis-
dämpfungsmöglichkeiten. Zwar ist die erste Festbetragstranche
auf dieser Basis Anfang 2005 mit kostendämpfender Wirkung
in Kraft getreten. Das vorhandene Instrumentarium bietet je-
doch offensichtlich kein ausreichendes Gegengewicht zur skiz-
zierten Marktdynamik. Die Pharmaaktionäre wird’s freuen. ∆
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